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Der Bundesminister des Auswärtigen 

991 -86. 13 


Bonn, den 22. August 1960 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Europäische wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Bezug: Kleine Anfrage der Fraktion der FDP 
— Drucksache 2030 — 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Herrn Bundesminister für Wirtschaft wie folgt: 

Zu 1. 

Die Bundesregierung hält eine wirksame wirtschaftliche und 
damit auch handelspolitische Zusammenarbeit aller freien eu- 
ropäischen Länder auch dann für dringend erforderlich und 
möglich, wenn die Mitgliedschaft der geplanten Nachfolgeor- 
ganisation der OEEC durch den Beitritt der USA und Kanadas 
erweitert wird. Sie ist allerdings der Meinung, daß die in den 
vergangenen Jahren erfolgreichen Bestrebungen der OEEC nur 
dann wirksam fortgesetzt werden können, wenn die Zielsetzung 
der Nachfolgeorganisation die wiedergewonnene Leistungsfä- 
higkeit der europäischen Volkswirtschaften in stärkerem Maße 
in den Gesamtzusammenhang der wirtschaftlichen Entwicklung 
der freien Welt stellt, als dies aus der Perspektive der Wieder- 
aufbauperiode seit 1948 der Fall sein konnte. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung ist über das Ergebnis der Ministerkon- 
ferenz vom 22. und 23. Juli 1960 befriedigt. Sie ist davon über- 
zeugt, daß der sich abzeichnende neue Konventionsentwurf in 
Anbetracht der in den letzten Jahren eingelretenen Entwick- 
lung insofern eine Verbesserung bedeutet, als sich künftig die 
Möglichkeit bietet, eine wirksame wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit aller freien europäischen Länder auch im Rahmen der 
umfassenden neuen Zielsetzungen und des erweiterten Mit- 
gliederkreises der Nachfolgeorganisation zu entfalten. 
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Zu 3. 

a) Ja ; indessen haben sich die Voraussetzungen, welche seiner- 
zeit Fortschritte in der Liberalisierung auf der Grundlage 
des Liberalisierungskodex ermöglichten, verändert. Der Fort- 
fall der Möglichkeit, für die wichtigsten europäischen Länder 
mengenmäßige Linfuhrbeschränkungen mit Zahlungsbilanz- 
gründen zu rechtfertigen, hat eine Erweiterung der Libera- 
lisierungsverpflichtungen der Bundesrepublik und anderer 
europäischer Länder über den Rahmen des OEEC-Liberali- 
sierungskodex hinaus zur Folge gehabt und die Verpflich- 
tung zur Nichtdiskriminierung der außereuropäischen Länder 
begründet, die auch ein wesentliches Element der Konver- 
tierbarkeit der Währungen ist. 

b) Die Bundesregierung hat sich mit Erfolg für die Bildung eines 
handelspolitischen Aussdiusses in der Nachfolgeorganisation 
eingesetzt und ist dafür eingetreten, diesem Ausschuß aus- 
reichende handelspolitische Zuständigkeiten einzuräumen. 
Sie hat sich bereit erklärt, die Verhandlungen über die Über- 
nahme handelspolitischer Prozedurvorschriften im Sinne der 
bisherigen Bestimmungen des Liberalisierungskodex fortzu- 
setzen, um zu einer Regelung zu gelangen, die für alle Mit- 
glieder der Nachfolgeorganisation annehmbar ist. 

c) Der Vorzug des Konventionsentwurfs für die Nachfolge- 
organisation der OEEC besteht - ähnlich wie das Vorbild 
aus dem Jahre 1948 - darin, daß er flexibel ist und die 
Möglichkeit bietet, sich den sich schnell verändernden welt- 
wirtschaftlichen Problemstellungen anzupassen. Es wird 
daher in erster Linie vom politischen Willen der Mit- 
glieder abhängen, in welchem Maße es gelingen wird, der 
Nachfolgeorganisation im Rahmen ihrer erweiterten Ziel- 
setzungen zu jener handelspolitischen Autorität zu ver- 
helfen, die sie unter Berücksichtigung der Tätigkeit anderer 
internationaler Organisationen und auf Grund der wirt- 
schaftlichen Bedeutung ihrer Mitgliedsländer in der freien 
Welt ausüben könnte. 

Zu 4. 

a) Die Bundesregierung wird sich übereinstimmend mit ihrer 
bisherigen Haltung auch in Zukunft dafür einsetzen, daß 
die Nachfolgeorganisation die Möglichkeit hat, den in 
Europa erreichten Liberalisierungsstand aufrechtzuerhalten, 
zumal sie der Auffassung ist, daß eine liberale Außen- 
handelspolitik unter den Mitgliedsländern zu den wichtig- 
sten Voraussetzungen für eine wirksame Zusammenarbeit 
auf den übrigen Tätigkeitsgebieten der Nachfolgeorganisa- 
tion gehört. 
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b) Bei der Festlegung der Aufgabengebiete der Nachfolge- 
Organisation wurde Einmütigkeit darüber erzielt, daß 
diejenigen Probleme, die sich aus der Existenz der wirt- 
schaftlichen Zusammenschlüsse in Europa ergeben und bis- 
her im Handelsausschuß der 21 behandelt wurden, in die 
Zuständigkeit der Nachfolgeorganisation überführt werden 
sollen. 


von Brentano 
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